
Tenor 

Der Begriff „Unterschrift“ in dem in Anhang A der Achten Richtlinie 
79/1072/EWG des Rates vom 6. Dezember 1979 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
— Verfahren zur Erstattung der Mehrwertsteuer an nicht im Inland 
ansässige Steuerpflichtige enthaltenen Muster für den Antrag auf Ver­
gütung der Umsatzsteuer ist ein gemeinschaftsrechtlicher Begriff, der 
einheitlich dahin auszulegen ist, dass ein solcher Vergütungsantrag 
nicht zwingend von dem Steuerpflichtigen selbst unterschrieben werden 
muss, sondern dass insoweit die Unterschrift eines Bevollmächtigten 
genügt. 

( 1 ) ABl. C 313 vom 6.12.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 10. 
Dezember 2009 — Europäische Kommission/Hellenische 

Republik 

(Rechtssache C-460/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Art. 39 EG — 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung — Kapitäne 
und Offiziere (Erste Offiziere) von Schiffen — Verleihung 
hoheitlicher Befugnisse an Bord — Erfordernis der Staats­

angehörigkeit des Flaggenstaats) 

(2010/C 24/20) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
G. Rozet und D. Triantafyllou) 

Beklagte: Hellenische Republik (Prozessbevollmächtigte: 
E.-M. Mamouna) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 39 
EG — Nationale Rechtsvorschriften, die die Stellen des Kapitäns 
und der Ersten Offiziere auf griechischen Handelsschiffen und 
Fischereifahrzeugen griechischen Staatsangehörigen vorbehalten 

Tenor 

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 39 EG verstoßen, dass sie in ihren Rechtsvorschriften das 
Erfordernis der griechischen Staatsangehörigkeit für den Zugang 
zur Beschäftigung als Kapitän oder Erster Offizier auf allen Schif­
fen unter griechischer Flagge beibehalten hat. 

2. Die Hellenische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 327 vom 20.12.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 19. 
November 2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge 
Raad der Nederlanden — Niederlande) — Don Bosco 

Onroerend Goed BV/Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-461/08) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Auslegung von Art. 13 
Teil B Buchst. g und Art. 4 Abs. 3 Buchst. a — Lieferung 
eines Grundstücks, auf dem ein teilweise abgerissenes Ge­
bäude steht, an dessen Stelle ein Neubau errichtet werden 

soll — Befreiung von der Mehrwertsteuer) 

(2010/C 24/21) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Don Bosco Onroerend Goed BV 

Beklagter: Staatssecretaris van Financiën 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der Nederlanden, 
Den Haag (Niederlande) — Auslegung von Art. 4 Abs. 3 Buchst. 
a in Verbindung mit Art. 13 Teil B Buchst. g der Sechsten 
Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Har­
monisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheit­
liche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — 
Besteuerung der Lieferung eines Gebäudes oder Gebäudeteils 
und des dazugehörigen Grund und Bodens vor dem Erstbezug 
— Lieferung eines Gebäudes, das im Hinblick auf seinen Ersatz 
durch ein neu zu errichtendes Gebäude teilweise abgerissen 
worden ist 

Tenor 

Art. 13 Teil B Buchst. g in Verbindung mit Art. 4 Abs. 3 Buchst. a 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ist dahin auszulegen, dass die 
Lieferung eines Grundstücks, auf dem noch ein altes Gebäude steht, 
das abgerissen werden muss, damit an seiner Stelle ein Neubau er­
richtet werden kann, und mit dessen vom Verkäufer übernommenen 
Abriss schon vor der Lieferung begonnen worden ist, nicht unter die in 
der ersten dieser beiden Bestimmungen vorgesehene Befreiung von der 
Mehrwertsteuer fällt. Solche aus Lieferung und Abriss bestehenden 
Umsätze bilden mehrwertsteuerlich einen einheitlichen Umsatz, der
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